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Antrag 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Atomausstieg selber machen (II) - Windkraft für Berlin 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Der Senat wird aufgefordert, im Rahmen seiner Aktivitäten zur Förderung er-
neuerbarer Energien endlich auch Windkraftanlagen in Berlin zu genehmigen.  
Dem Vorhaben zur Errichtung einer Windkraftanlage im Bezirk Pankow, für das 
vom Liegenschaftsfonds ein Grundstück explizit vermarktet wird und für das  
Investoren bereit stehen, soll umgehend die behördliche Genehmigung erteilt 
werden.  
Dem Abgeordnetenhaus ist bis zum 30.6.2007 über die Umsetzung zu berichten. 
 

Begründung: 
 
Berlin hat Flächen, auf denen der Betrieb von Windkraftanlagen sinnvoll und 
möglich ist. Der Liegenschaftsfonds bietet entsprechende Grundstücke, z.B. im 
Bezirk Pankow, speziell für die Errichtung und Nutzung einer Windkraftanlage 
an. Bisher wurden in Berlin grundsätzlich keine Windkraftanlagen genehmigt, 
weil dies im Flächennutzungsplan durch eine textliche Festsetzung 
ausgeschlossen war. Diese Festsetzung hat aufgrund mehrerer richterlicher 
Entscheidungen keinen Bestand und wird gegenwärtig revidiert. Der Senat hat 
bisher jedoch keine Vorrangflächen zur Nutzung der Windenergie ausgewiesen. 
Berlin ist das einzige Bundesland ohne Windkraftanlage. Der Hauptstadt 
Deutschlands, eines führenden Produktionsstandortes für Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien, würde es gut anstehen, Projekte der Windnutzung zu 
realisieren. Im Bezirk Pankow ist bereits eine Bürgerwindanlage geplant. Die 
Bezirkspolitik unterstützt das Vorhaben ausdrücklich. Zu beachten sind die 
Auswirkungen auf die Natur im Umfeld der geplanten Anlage. Der Vogelschutz 
kann in Anlehnung an die Regelungen, die auch für die direkt benachbarten 
Windkraftanlagen auf Brandenburger Gebiet gelten, gewährleistet werden.  
Berlin muss die Chance ergreifen, ein derartiges Vorhaben, das auch von mehre-
ren Umweltverbänden unterstützt wird, zu verwirklichen und ein Signal für 
erneuerbare Energien zu setzen.  
 
Berlin, den 17. April 2007 

Eichstädt-Bohlig    Ratzmann    Otto    Schäfer 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 


